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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 14. Dezember 1970 
über den Handelsverkehr 
mit den überseeischen Ländern und Gebieten 
betreffend die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

fallen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 

A. Problem 

Die Assoziationsregelung zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und den mit dieser Gemeinschaft asso- 
ziierten überseeischen Ländern und Gebieten gilt nicht für 
Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit der Europäischen 
Gemeinschaften für Kohle und Stahl fallen. 

Der Handel mit diesen Erzeugnissen zwischen den Mitglied- 
staaten der Montanunion und den assoziierten überseeischen 
Ländern und Gebieten soll jedoch aufrecht erhalten und aus- 
gebaut werden. 


B. Lösung 

Aus diesem Grunde haben die Vertragsparteien der Montan- 
union in einem Abkommen vereinbart, daß die Erzeugnisse, die 
unter den Montanvertrag fallen, im Warenverkehr mit den 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten von Zöllen 
und mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen befreit werden. 

Dieses Abkommen bedarf für seine Gültigkeit der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Der Bundesrat hat keine Einwendungen erhoben. 

D. Kosten 

Das Abkommen hat keine Auswirkungen auf den öffentlichen 
Haushalt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. Dezember 1970 über den 
Handelsverkehr mit den überseeischen Ländern und Gebieten 
betreffend die Erzeugnisse, die unter die Zuständigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl fallen 

— Drucksache VI/2667 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wolfram 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2667 — wurde 
vom Bundestag in der 140. Sitzung am 13. Oktober 
1971 in erster Lesung beraten und an den Ausschuß 
für Wirtschaft federführend überwiesen. 

Die überseeischen Länder und Gebiete, die völker- 
rechtlich durch Frankreich und die Niederlande ver- 
treten werden, sind seit 1970 mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft assoziiert. Die Präferenz- 
regelung dieses Assoziationsbeschlusses der Ge- 
meinschaft kann für Waren, die unter den Montan- 
Vertrag fallen, nicht gelten. Um einen von Zöllen 
und Abgaben freien Handelsaustausch zwischen den 
überseeischen Ländern und Gebieten einerseits und 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
andererseits einzuführen, bedarf es eines gesonder- 
ten Abkommens. Dieses Abkommen muß zwischen 


den Mitgiiedstaaten der Montan-Union, von denen 
zwei die Interessen der überseeischen Gebiete ver- 
treten, vereinbart werden, weil der Montan-Vertrag 
anders wie der EG-Vertrag den Organen der Montan- 
union keine Außenkompetenz einräumt. 

Zur Wirksamkeit des Abkommens bedarf es wei- 
terhin der Zustimmung der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Montan-Vertrags. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß das 
Abkommen im Interesse der Vertragsbeteiligten 
liegt. Bezüglich des Volumens des Handelsaustauschs 
wird auf die dem Abkommen beigefügte Denkschrift 
verwiesen. 

Der Ausschuß empfiehlt, dem Entwurf des Rati- 
fikationsgesetzes zuzustimmen. 


Bonn, den 26. Januar 1972 


Wolfram 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2667 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 26. Januar 1972 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Wolfram 

Vorsitzender Berichterstatter 
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